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Angriffe auf Amtsmitarbeiter im Bezirk Neukölln 

 

Fragestellung des Bezirksverordneten: 

 

1. Wie viele Übergriffe (Beleidigungen, Bedrohungen und körperliche Angriffe) gab es nach 

Kenntnis des Bezirksamtes im Bezirk Neukölln auf seine Mitarbeiter in den Jahren 2021, 

2022 und 2023? 

2. In welchen Ämtern aufgeschlüsselt nach Amt, Anzahl und Jahren kamen die Übergriffe zu-

stande? 

3. Kam es in den entsprechenden Zeiträumen aufgrund der Übergriffe zu Verletzungen von 

Mitarbeitern des Bezirksamts? 

4. Wie viele Strafanzeigen wurden aufgrund der Übergriffe gegen die Täter aufgeschlüsselt 

nach den Jahren 2021, 2022 und 2023 gestellt? 

5. Welche Maßnahmen ergreift das Bezirksamt, um die Mitarbeiter vor diesen Übergriffen zu 

schützen bzw. diese Übergriffe zu verhindern? 

 

 

Antwort des Bezirksamtes: 

 

Sehr geehrter Herr Vorsteher, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

sehr geehrter Herr Hohmann, 

 

das Bezirksamt beantwortet Ihre Kleine Anfrage wie folgt: 

 

 



Zu 1. und 2.: 

 

 2021 2022 2023 

Bürgeramt 1 / 1 

Standesamt / / 2 

Ordnungsamt 29 16 13 

Stadtentwicklungsamt / / 1 

Straßen und Grünflächenamt / / 1 

Jugendamt  Im Bereich Vormundschaften/Beistandschaften kam es in 

den Jahren 2021 bis 2023 zu ungefähr 6 Übergriffen.  

 Im Bereich des Sozialpädagogischer Dienst und Jugendar-

beit der Regionen schätzen die Leitungskräfte insgesamt ca. 

80 Beleidigungen pro Jahr. Zu körperlichen Übergriffe 

kommt es seltener, hier liegen die Schätzungen bei ca. 8 

Übergriffen pro Jahr. Hinzu kommen ggf. Sachbeschädigun-

gen (zerstochene Autoreifen, zerschlagene Scheiben. Per-

sönlich angreifenden Graffiti etc.) 

 

Soziales und Gesundheit 7 12 11 

 

Zu 3: 

Ordnungsamt: 

Ja. 

2021: 5 

2022: 0 

2023: 1 

 

Amt für Bürgerdienste: 

Nein. 

 

Jugendamt: 

Das Jugendamt führt hierzu keine Statistik. 

 

 



Soziales und Gesundheit: 

Es kam zu einer Verletzung. 

 

Stadtentwicklung, Umwelt- und Naturschutzamt und Verkehr 

Ja, bei dem unter 1. und 2. benannten Vorfall im SGA musste infolge des Übergriffs der Dienst 

abgebrochen werden. 

 

Zu 4.: 

Das Ordnungsamt, Amt für Soziales, Gesundheitsamt und das Amt für Bürgerdienste bringen 

jeden bekannt gewordenen Angriff auf Mitarbeitende sowie Sachbeschädigungen an Ausstat-

tungsgegenständen zur Anzeige und stellen zudem über das Rechtsamt Strafantrag. 

 

Zu 5. 

Ordnungsamt: 

Neben dem durch die Verwaltungsakademie (VAk) angebotenen umfangreichen Aus- und 

Fortbildungsangebot (Eigensicherung, Deeskalation, Gesprächsführung), absolvieren die Mit-

arbeitenden des FB Allgemeiner Ordnungsdienst (AOD) des Ordnungsamtes jede zweite Wo-

che verpflichtend ein aus Mitteln des Ordnungsamtes finanziertes zweistündiges Eigensiche-

rungstraining. In diesem wird neben allgemeiner Einsatzlehre und Selbstverteidigung auch das 

Vermeiden von Konflikten behandelt. Ebenso besteht dort die Möglichkeit Erlebtes auszuwer-

ten. Allen übrigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Ordnungsamtes steht die Teilnahme 

an diesen Veranstaltungen frei. 

 

Im Ordnungsamt Neukölln sind zusätzlich zu der in der Dienstkleiderordnung der Berliner Ord-

nungsämter festgelegten Grundausstattung (insbes. RSG, Schlagstock) sämtliche Dienstkräfte 

des AOD mit stich- und schnitthemmenden Handschuhen (Zertifizierung nach EN 388 mit 

Schutzklassen 3/5/4/3) ausgestattet. Weiterhin besteht für jede Außendienstkraft des Fach-

bereichs der Anspruch auf eine Schutzweste (ballistischen Schutzklasse 1 mit Stichschutzein-

lage).  

 

Die Arbeitsplätze im Publikumsbereich des Ordnungsamtes sind mit einem Notrufsystem mit 

direkter Aufschaltung zur Einsatzleitzentrale der Polizei Berlin ausgestattet. Die Mitarbeiten-

den des Außendienstes sind mit BOS-Digitalfunkgeräten ausgerüstet, die ebenfalls über eine 

Notruffunktion bei gegenwärtigen Gefährdungslagen verfügen. 

 

Die über das "übliche Maß" hinausgehenden Maßnahmen und Schutzausrüstungsgegen-

stände wurden über eine Gefährdungsanalyse/-Beurteilung regelmäßig ermittelt und in der 

Folge im Rahmen der Erfüllung der Fürsorgepflicht beschafft und zur Verfügung gestellt. Die 

Gefährdungslage sowie die getroffenen Maßnahmen um dieser zu begegnen werden regel-

mäßig überprüft. 

 

 

 

 



Amt für Bürgerdienste: 

Neben Deeskalationstrainings für Mitarbeitende in besonders betroffenen Bereichen beauf-

tragt das Bezirksamt in verschiedenen Einrichtungen und Ämtern Sicherheitsdienste, die teil-

weise bereits beim Zutritt zum jeweiligen Dienstgebäude eine Zugangsberechtigung überprü-

fen (z.B. Prüfung einer Terminvereinbarung im Bürgeramt). Die Sicherheitsdienste wirken al-

leine durch ihre Präsenz bereits deeskalierend; auch greifen Sie im Falle einer bedrohlichen 

bzw. bedrohlich wirkenden Situation deeskalierend ein. 

 

Jugendamt: 

 Fortbildungsangebote des Sozialpädagogischen Fortbildungsinstituts und Inhouse  bzw. 

mit der Polizei z.B. zu Umgang mit schwierigem Klientel, Deeskalation, Schutz im Internet 

etc. 

 Regelhaftes Besprechen von Maßnahmen im Team: Absprachen zu Schutzmaßnahmen 

bei schwierigen Gesprächen oder psychisch auffälligen Klientel:  Gespräche und Haus-

besuche ggf. zu zweit bzw. nur in der Dienststelle in Anwesenheit weiterer Mitarbeiter und 

Mitarbeiterinnen, Information der Leitung (Hausverbot, Einschalten der Polizei),  Deeskal-

tionsstrategien bei sehr lauten und aufgeregten Gesprächen (Sitzordnung, Notfallplan 

etc.), Umgang in Sozial Media zum eigenen Schutz vor Verfolgung etc.. 

 Nach Bedrohung: Auskunftssperre Einwohnermeldeamt und KFZ Stelle 

 Nach Bedrohung etc.: Angebot Krisengespräche im Fürstenberg-Institut oder Sondersup-

ervision 

 Die jeweiligen Vorfälle werden innerhalb der Fachbereiche vermerkt, an die Leitungs-

kräfte weitergegeben und entsprechende Handlungsmöglichkeiten (beispielsweise „nor-

menverdeutlichende Gespräche“ mit den Täter und Täterinnen durch die Fachkraft oder 

die Leitungskraft, Verschärfung der Vorsichtsmaßnahmen bei Folgegesprächen, Haus-

verbot, Gespräche nur nach Termin und in andere Dienststellen, Gespräche nur noch un-

ter Amtshilfe der Polizei, Anzeige etc.) diskutiert und umgesetzt. 

 

Amt für Soziales:  

Das Bezirksamt stellt einen Wachschutz für das Dienstgebäude Donaustraße zur Verfügung. 

Des Weiteren gibt es Schulungen, Schulungsangebote und Unterweisungen zum Thema Si-

cherheit und Selbstschutz für Beschäftigten. 

 

Gesundheitsamt: 

Das Bezirksamt beschäftigt einen Wachschutz, wovon ein Teil am Standort Blaschkoallee 32, 

12359 Berlin eingesetzt ist. Dort befindet sich jedoch nicht ausschließlich das Gesundheits-

amt, sondern mehrere Ämter unterschiedlicher Geschäftsbereiche. Im Dienstgebäude Gut-

schmidtstr. 29-31 gibt es einen installierten Kolleginnennotruf mit den Kolleginnen und Kolle-

gen bei Bedarf per Telefon Unterstützung anfordern können. Im Bedarfsfall wird die Polizei 

hinzugezogen. Die Mitarbeitenden haben die Möglichkeit, regelmäßige Fortbildungen zu be-

suchen. 

 

 

 



Stadtentwicklung, Umwelt- und Naturschutzamt und Verkehr 

Der GB SUV weist regelmäßig auf Schulungsangebote zum Thema "Deeskalation" hin, die 

individuell durch die Beschäftigten wahrgenommen werden. Zuletzt fand im Oktober 2023 

eine InHouse Schulung für 18 Mitarbeitende des SGA zum Thema "Sicheres Handeln im es-

kalierenden Konflikt" statt. Ansonsten wird auf das angekündigte Sicherheitskonzept für das 

Dienstgebäude gewartet. 

 

 

Martin Hikel 

Bezirksbürgermeister 

 


